
leserbriefeAZ · Samstag, 25. November 2017 · Nummer 273 Seite AB

KeinNeid, sondernnur fakten
Josef Goebels aus Raeren geht auf
den Text „Kasse für alle: Mehrheit
will das SPD-Modell“ zur mögli-
chen Einführung einer Bürgerversi-
cherung:

Da ist es wieder, das Lieblings-
wort von CDU/CSU und FDP, die
„Neiddebatte“.

Gesundheitsminister
Hermann Gröhe, bitte
erklären Sie mir, weshalb
müssen sich Einkom-
mensmillionäre undEin-
kommen über der Bei-
tragsbemessungsgrenze
nicht am Solidarpakt be-
teiligen? Nur die Ein-
kommen unter der Be-
messungsgrenze tragen
die Last für alle sozial
schwachen Mitglieder in
den Pflichtkassen. In Deutschland
gibt es 17 400 Einkommensmillio-
näre mit einem Durchschnittsein-
kommen von 2,7 Millionen Euro.
Berechnet man für die Einkom-
mensgesamtsumme, rund 50 Mil-
liarden Euro, den Kassenbeitrag
mit einemBeitragssatz von 15 Pro-

zent, so kommt man auf die stolze
Summe von etwa 7,5 Milliarden
Euro. Berechnet man die Beiträge
für die in Anspruch genommene
private Krankenversicherung,
kommt man bei zugrundeliegen-
der Prämienversicherung und
einem Vierpersonenhaushalt auf

etwa 83 5000 000 Euro (Beitrags-
satz gerundet auf 1000 Euro, vier
Personen, zwölf Monate), gespart
rund 6,6Milliarden Euro.Die Bun-
desrepublik könnte das beste Ge-
sundheitssystemderWelt bei nied-
rigen Beiträgen für alle haben. Das
alles wäre möglich, wenn Sie und

Ihre Mitstreiter endlich das Wort
Gerechtigkeit in IhrenWortschatz
aufnehmen würden. Dann könn-
ten die Medien sich auch Beiträge
wie: „Immer mehr ältere Men-
schen arbeitennoch“ (AZ/ANvom
13. Juli) sparen.

Das beste Beispiel für den Schutz
großer Einkommendurchdie Bun-
desregierung ist die „Cum-Ex“-Af-
färe (Anm. d. Red.: Der Trick bei den
„Cum-Ex“-Geschäften funktionierte
so: Ein Händler verkaufte zunächst
die Aktie in einemMoment, in dem er
sie noch gar nicht besaß – ein soge-
nannter Leerverkauf. Aufgrund der
Trägheit der Abwicklungssysteme ist
dann rund 48 Stunden lang nicht
klar, wer der Eigentümer des Wert-
papiers ist, und eswerden zwei Steuer-
gutschriften ausgestellt.) Wie lange
hat das Finanzministerium ge-
braucht, um das Schlupfloch zu
schließen, ein Jahrzehnt oder wa-
ren es gar zwei Jahrzehnte?

Nun dürfen Sie, Herr Minister
Gröhe, gerne sagen, ich sei der
„Neiddebatte“ erlegen; die Zahlen
sprechen für sich.

AmRAnde

E Claus Mayr, ersterVorsitzen-
der des Nabu-Stadtverbandes
Aachen, kritisiert die Überschrift
„Der Käfer mag es gemütlich“
sowie die Bildauswahl – ein
Hirschkäfer – dazu:
liebe redaktion, ein sehr interes-
santer Artikel! Aber wer ist denn
um Himmels willen für diese Über-
schrift und die bildauswahl verant-
wortlich? es sind doch zumindest
in Mitteleuropa überwiegend spin-
nentiere (Achtbeiner), die sich in
Wohnung und Keller wohlfühlen,
etwa Hauswinkelspinnen (foto)
oder staubmilben. Und aus der gro-
ßen Klasse der insekten (sechs-
beiner) sind es wohl eherWanzen
als Käfer, die ins Haus kommen,
etwa birkenwanzen oder bettwan-
zen. Aber ausgerechnet der seltene
Hirschkäfer? Hirschkäfer dürften
noch nicht einmal „eher seltene
Gäste in deutschenWohnungen“
sein. Denn sie leben an alten eichen
undTotholz in naturbelassenen
Wäldern, und die hat wohl kaum
jemand in der Nachbarschaft sei-
nes Hauses. Vielleicht mal ein
Crashkurs „basiswissen biologie“?
Der fließtext ist zwar weitgehend
korrekt, aber etwa der Passus
„mehr unterschiedliche insekten,
Käfer und spinnen“ ist falsch, da
Käfer eine Ordnung aus dem
stamm der insekten sind.

EGünter Schumacher aus Roet-
gen äußert sich zurVerwendung
von Zusatzbezeichnungen und
Begriffen in Platt- und Nieder-
deutsch aufOrtsschildern:
Vor ein paar Jahren dieWiederein-
führung alter Kfz-Kennzeichen wie
MON, GK, JÜl, jetzt Ortsschilder
wie eischwiele, Oche,Wöschele.
AlleWelt klagt über fehlende Kitas,
vergammelte schulgebäude, ma-
rode straßen, gefährliche brücken,
zu wenig integrationsförderung.
Und jetzt soll Geld für solchen Un-
fug ausgegeben werden? sind wir
eigentlich bekloppt, oder hat die
öffentliche Hand zu viel Geld?

E Klaus Pavel aus Aachen, Ehren-
präsident des ALRV, entgegnet
auf den Leserbrief von Hans-
Werner Kiefer aus Aachen, der
sichGedanken über die Pa-
vel‘scheAutobiografie gemacht
hat:
Vielen Dank für ihren leserbrief.
erlauben sie mir darauf hinzuwei-
sen, dass ich den Ausdruck „egoisti-
sches Tivoli-linden-Denkmal“ nicht
benutzt habe. Genauso wenig wie
„nützliche idioten“. Und der Aus-
druck „Denkmal“ stammt auch
nicht von mir, sondern ist leider in
stadtgesprächen immer wieder an-
zutreffen. Auch vermag ich nicht zu
sagen, wie die Abstimmungsver-
hältnisse im stadtrat damals bei
den bezüglich der Alemannia zu
treffenden entscheidungen waren.
Tatsache ist allerdings, dass derje-
nige, der an der front steht, immer
den Kopf hinhalten muss. Ob be-
rechtigt oder nicht, sei dahinge-
stellt.Weiß ich aus eigener erfah-
rung – so einfach ist das in unserer
Welt. Trotzdemmöchte ich festhal-
ten, dass Jürgen linden als langjäh-
riger Oberbürgermeister, mit dem
ich immer gerne und gut zusam-
mengearbeitet habe, großeVer-
dienste um die stadt Aachen er-
worben hat.Was ich an dieser
stelle besonders betonen möchte!

„Die bundesrepublik könnte
das beste Gesundheitssystem
der Welt bei niedrigen
beiträgen für alle haben.“
JOSEf GOEBELS,
LESER AuS RAEREN

Gleichebehandlung
Marianne Mare von Kaisersruh aus
Aachen meldet sich mit demThema
Mütterrente, die die CSu ausweiten
möchte, die anderen Parteien hin-
gegen eher skeptisch sind, zuWort:

Noch immer ist man bei den
Parteienmit der Vergabe lukrativer
Pöstchen beschäftigt und schon
wird das erste Wahlversprechen
gebrochen. Nach der Obergrenze
die nächste Diskrepanz: Bei der Al-
tersversorgung für Frauen haben
CDU und CSU immer noch keine
gemeinsame Linie. Die CSU for-
dert in ihrem eigenen Wahlpro-
gramm, dem Bayernplan, eine
„Mütterrente II“. Die CDU ist
gegen eine erneute Ausweitung des
Rentenanspruchs für Mütter. Da-
bei ist es längst überfällig, Müt-
tern, deren Kinder vor 1992 gebo-
renwurden, den fehlendendritten
Rentenpunkt zu geben. Diese Ge-
rechtigkeitslückemuss endlich ge-
schlossen werden, fordert auch
CSU-Landesgruppenchef Alexan-
der Dobrindt. Mal ganz davon ab-
gesehen, dass eine Ablehnung der
CDU wenig demokratisch ist, son-

dern eindeutig gegen das allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz
verstößt. Der zweite wichtige
Punkt der CDU im Wahlkampf
lautete:Manwolle die Kinder beim
Thema Elternunterhalt entlasten.
Im CDU-Wahlprogramm heißt es
zur Beteiligung an den Pflegekos-
ten: „Ein Rückgriff auf Kinder soll
erst ab einem Einkommen von
100 000 Euro erfolgen.“ Es gehe
darum, „dasswir die Kinder pflege-
bedürftiger Eltern vor finanzieller
Überforderung schützen und da-
mit dazu beitragen, sie nochbesser
zu entlasten“. Auch dieser wich-
tige, längst überfällige Punkt wird
stillschweigend ad acta gelegt.

Wo wir wieder beim Punkt der
Postenvergabe wären, denn dies
scheint unseren Politikern wichti-
ger als alles andere. Frei nach dem
Motto: Was geht mich mein Ge-
schwätz von gestern an.Undwenn
esmit dem lukrativen Postennicht
klappt, bleibt immernochderWeg
in die freieWirtschaft, umdort das
„Adressbuch zu versilbern“. Gute
Nacht, Deutschland!
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schlauePferdeundweit entfernte inseln
Egon Krins aus Simmerath beschäf-
tigt der Text „Aktivisten dringen ins
Kohlekraftwerk ein“:

Welch eine Verharmlosung!
Nein, das sind Kriminelle oder Sa-
boteure, die die ganze Härte des
Gesetzes treffen muss. Juristische
Verantwortung fraglich, ungewiss,
da die Personalien oftmals nicht
feststellbar waren, verklebte Fin-
gerkuppen, fehlende Ausweis-
papiere, Geschlecht unbekannt!
Was soll das? Gegner des Braun-
kohletagebaus sollten denMut ha-
ben, sich öffentlich zu zeigen und
Ausweispapieremit sich zu führen,
sich offen zu ihren Protesten zu be-
kennen. Wer kommt für die Ver-
luste von RWE, verursacht durch
diese Sabotageakte, auf? Wer be-
zahlt den Polizeieinsatz? Grüne
und „Umweltschutz“ werden im-
mer mehr zu einem Synonym für
Gewalttätigkeit, Krawall, Aufruhr,
Straßenkampf etc.

Riko Angermeyer aus Aachen äu-
ßert sich zum Kommentar „Gran-
diose Pleite – Aktion in Weisweiler
schadet den Braunkohlegegnern“
vonAmien Idries:

Pleite? Ist sie nicht! Zum Glück
gibt es sie noch, die kämpferischen
Braunkohlegegner. Briefe schrei-
ben, Petitionen unterzeichnen
oder was auch immer, das alles
bringt – leider – gar nichts.

Bundeskanzlerin Angela Merkel
wirbt für den Ausstieg auf interna-
tionaler Bühne und gleichzeitig,
weil RWE das so will, vor heimi-
schem Publikum für die Fortset-
zung des Abbaus. Wenn das nicht
eine Unverschämtheit ist! Wir
könnenhier nicht untergehen, die
Inseln im Südpazifik wohl, aber
das ist ja weit weg. Bei dieser sehr
bedrohlichen Lage ist zivilerUnge-
horsam geradezu Bürgerpflicht,
und dann soll man mal nicht so
tun, als wäre eine Baggerbesetzung
großes zu verfolgendes Unrecht.
Diesen Aktivisten gehört große
Anerkennung, sie reden nicht, sie
handeln, und das ist gut so!

Karl-Heinz Jansen ausWürselen kri-
tisiert denArtikel „Videobeweise im
Tagebau Hambach“:

Auch ich war über die einseitige
Darstellung des Geschehens bei
der Demonstration im Tagebau
Hambach verärgert. Die zahlrei-
chen negativen Leseräußerungen
zu diesem Bericht bestätigen
meineMeinung.

MeinVorwurf geht aber auch an
den Chefredakteur, der einen sol-
chen Text zur Veröffentlichung
durchgehen lässt.

Hermann Offergeld aus Aachen
meldet sich ebenfalls zumVideo-
beweis-Bericht zuWort:

Regelmäßig lasse ich mir
meine Zeitung in meinen
Urlaubsort nachsenden, um
über die lokalen Ereignisse in-
formiert zu sein. Die Formulie-
rung in der Unterzeile der
Überschrift, „Polizei bringt

Aktivistin in Lebensgefahr“, ließ
mich aufhorchen, die Redaktions-
leitung offenbar nicht. Die von Ih-
nen als Beweis bezeichnetenBilder
konntenmich beim bestenWillen
nicht überzeugen. Zu erkennen ist,
dass eine Gruppe von Demons-
tranten sich aktiv schon irrsinnig
einer Reiterstaffel entgegenstellt
und ein Polizeibeamter denZugriff
durch einen Demonstranten ab-
wehrt! Die Art und Weise, in der
Ihre Zeitung den scheinbar be-
wusst herbeigeführten Tumult
kommentiert, ist nicht hinnehm-

bar, einer freien Presse unwür-
dig und schädlich

auch für ein
Staatsver-

ständ-
nis

schnell konsumierender Leser. Ein
Dank an die das ähnlich sehenden
Leserbriefschreiber vom 13. No-
vember, denen ich mich voll und
ganz anschließen möchte. Wohl
selten wurde ein Artikel in Ihrer
Zeitung so „fassungslos“, „mit Ent-
setzen“ und „ohne Verständnis“
zur Kenntnis genommen und mit
Attributen wie „sehr einseitig“,
„unglaubwürdig“, „jour-
nalistisch unseriös“, „in-
fam“, „tendenziell“ und
„unerträglich“ belegt.
Einen Ausdruck des Be-
dauerns durchdie Redak-
tion darf man erwarten.

Dr. Volker uttenweiler
aus Jülich reagiert auch
auf denVideobeweis:

Gratuliere! Endlich
der Videobeweis den Ta-
gebau Hambach betreffend – Be-
weis dafür, wie brutal bei uns die
Polizei mit Menschen umgeht, die
für uns und unser Klima doch nur
das Beste wollen. Und wie dabei so
eine „Aktivistin“ anscheinend
gegen ein Pferd gestoßenwird, nur
weil sie mitten im Getümmel
einem ihrer Komplizen die Identi-
fizierung beziehungsweise Fest-
nahme zu ersparen versucht, das
bezeugt dann meine Zeitung,
nämlich mit neun Farbfotos extra
von München angereister Journa-
listen. Glücklicherweise verdankt

es die Aktivistin nur einemklu-
gen Polizeipferd, dass sie da-

bei nicht „erheblich
schwerer verletzt wurde“. Aber
wie hieß es doch noch von unse-
ren Lehrern: „Denken soll man
den Pferden überlassen“ (der grö-
ßeren Köpfe wegen)!

Zur Sache: Was mich an diesem
schönen Herbsttag überhaupt so
einen Leserbrief schreiben lässt, ist
meine Empörung über die Bericht-

erstattung: Einen ebenso aufge-
blähten wie tendenziösen Artikel
hat die für unsereiner grundsätz-
lich Kopf und Kragen riskierende
Polizei wahrlich nicht verdient –
da offenbart sich irgendwie ein
Hass gegen Polizei und Staat. Des-
wegen mein Vorschlag: Man
bringe demLeser der Ausgewogen-
heit oder Wiedergutmachung zu-
liebe doch noch einen Videobe-
weis, diesmal aber mit einer Serie
„Staatsdiener im Krankenhaus“ –
mit neun Fotos von Polizisten, die
nicht von Pferden, sondern ganz
bewusst von Gewalttätern ganz
persönlich (verharmlosend „Akti-

visten“ genannt) schwer verletzt
wurden! Ob sich meine Zeitung
wohl zu so einem Schritt aufraffen
kann?

Haro von Laufenberg aus Stolberg
reagiert auf den Leserbrief von
Hans-Georg Rade ausAachen unter
der Überschrift „Segen von links,
schwarze Gestalten und ein My-
thos“:

Herr Rade aus Aachen hält also
die sogenannten Aktivisten unter
den Braunkohle-Gegnern für „Ver-
brecher“ und führt dazu Hausfrie-
densbruch an. Es scheint mir, als
ob da der Wunsch Vater des Ge-
danken gewesen war. Denn Haus-
friedensbruch ist nun mal kein
Verbrechen, sondern einVergehen
(siehe Strafgesetzbuch Paragraf 12
„Verbrechen und Vergehen“ und
Paragraf 123 „Hausfriedens-
bruch“). Wenn man indes durch
Umweltverschmutzung und -aus-
beutung, ganz gleich, welche „Ver-
schmutzungsrechte“ von wem
auch immer verliehen worden
sind, die Krebsrate erhöht, dann
halte ich den Begriff „Verbrechen“
für durchaus angemessen.

Leider ist esmit den ewigGestri-
gen jedoch immer das Gleiche: Sie
sind nie konsequent. Andernfalls
hätten die ja auch zu postulieren,
was man früher mit Brunnenver-

giftern gemacht hat: Näm-
lich „Kopf
ab“; und das
passt doch
ganz wun-
derbar zu der
Strenge, mit
der Herr Rade
mit den „Akti-
visten“ ins Ge-
richt geht.

Martin Mers-
mann ausAachen
merkt zu den
unter dem Titel
„Segen von links,
schwarze Gestal-

ten und ein Mythos“ veröffentlich-
ten Leserbriefen an:

Der gut-, pardon, wutbürgerli-
che Aufschrei zugunsten des/der
mutmaßlichen Straftäter(s) im
Hambacher Forst stand zubefürch-
ten. Dabei ist die Rechtslage – un-
abhängig davon, ob die Rechtspre-
chung dem immer folgt(e) – sehr
einfach: Das staatliche Gewalt-
monopol erlaubt bestimmtenMit-
arbeitern bestimmter Behörden
unter bestimmten Bedingungen
das Anwenden bestimmter Ge-
walt. Dieses Recht wird durch die
Pflicht erkauft, damit verantwor-
tungsvoll umzugehen, gegenüber
unbescholtenen Bürgern wie mut-
maßlichen und sogar verurteilten
Tätern. Kann das Gegenteil bewie-
sen werden, sind die Betroffenen
nicht nur normale Straftäter, aus
„1000-jähriger“ Erfahrung kommt
zu ihrer Tat noch ein „im Amt“
hinzu. Das ist in keinem Rechts-
staat eine Lappalie! Jeder, der in die
Lage kommen kann, hoheitliche
Gewalt ausüben zu müssen, hat
daher genau dies vorher nicht nur
gelernt, sondern sogar beeidet.

Wer das für übertriebenhält, hat
auf diesem Planeten eine erschre-
ckend große Auswahl an Einwan-
derungszielen. Ich empfehleNord-
korea, wo unter einem starken
Führer sicher nochZucht undOrd-
nung herrschen . . .

DieAktion derUmweltaktivisten vonNahem: in den frühenMorgenstun-
den des 15. November blockierten 13 Aktivisten die förderbänder und
bagger des KohlekraftwerksWeisweiler (kleines bild) und zwangen den
betreiber rWe, drei der vier Kraftwerksblöcke abzuschalten.
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„Justice for climat“– „Ge-
rechtigkeit fürs Klima“:
Unter demMotto beteiligte
sich diese Aktivistin an der
Aktion „ende Gelände“ im
Hambacher forst. foto:
imago/ Alban Gros-
didier

„Diesen Aktivisten gehört
große Anerkennung, sie reden
nicht, sie handeln, und das ist
gut so!“
RIKO ANGERMEyER,
LESER AuS AACHEN


